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Gesetz 
zur Änderung und Ergänzung des Zivilgesetzbuches der DDR 

(1. Zivilrechtsänderungsgesetz) 

vom 

§ 1 
Änderung und Ergänzung des Zivilgesetzbuches 

Das Zivilgesetzbuch der Deutschen Demokratischen Republik vom 
19. Juni 1975 (GBl. 	Nr. 27 S. 465) wird gemäß der Anlage ge

-

ändert und ergänzt. 

§ 2 
Änderung und Aufhebung anderer Rechtsvorschriften 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes werden folgende Rechtsvor-
schriften geändert: 

1. Änderung des Gesetzes vom 5. Februar 1986 über das Staatliche 
Notariat - Notariatsgesetz 	(GBl. I Nr. 6 S. 93) 

- In § 21 Abs. 1 wird als Satz 2 angefügt: "Als Verpflichtung 
gilt auch der Anspruch aus einer Hypothek." 

2. Verordnung vom 15. Dezember 1977 über den Verkehr mit Grund-
stücken Grundstücksverkqhrsverordnung 	(GBl. I 1978 Nr. 5 
S. 73) in der. Fassung der Verordnung vom 14. Dezember 1988 
zur Anpassung von Regelungen über Rechtsmittel der Bürger und 
zur Festlegung der gerichtlichen Zuständigkeit für die Nach-
prüfung von Verwaltungsentscheidungen (GBl. 1 Nr. 28 S. 330) 



- in § 2 Abs. 1 werden die Buchstaben c), h) und m) aufgeho-
ben; 

- in § 3 wird Abs. 5 augehoben; der bisherige Abs. 6 wird 
Abs. 5. 

3. Verordnung vom 6. November 1975 über die staatliche Dokumen

-

tation der Grundstücke und Grundstücksrechte in der Deut- 
schen Demokratischen Republik - Grundstücksdokumentations-
ordnung - (GBl. I Nr. 43 S. 697) 

- die Präambel, §§ 8 Abs. 1 Satz 3, 11 Abs. 3, 12 Abs. 3 wer-
den aufgehoben. 

§ 3 
Übergangsbestimmungen 

Für Aufbamhypotheken, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
begründet wurden, sind die Bestimmungen der §§ 456 Abs. 3 und 458 
weiterhin anzuwenden. 

§ 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1990 in Kraft. 



Anlage zur Druck

-

sache Nr. 72 a  

Das Zivilgesetzbuch der Deutschen Demokratischen Republik - ZGB - 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 23 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

"(2) Auf das Eigentum der Handwerker und Gewerbetreibenden sind 

die Bestimmungen über das persönliche Eigentum entsprechend an-
zuwenden, soweit in Rechtsvorschriften nichts anderes festge-
legt ist. Das gleiche gilt für sonstiges Privateigentum." 

2. § 62 erhält folgende Fassung: 

„§ 62 
Preis 

Der Preis bestimmt sich nach den von den Partnern getroffenen 
Vereinbarungen. Rechtsvorschriften über staatliche Preisfest-

setzungen bleiben unberührt." 

3. § 257 erhält folgende Fassung: 

"§ 257  

(1) Der Versicherungsnehmer kann jederzeit schriftlich eine 
Änderung des Vertrages im Rahmen der für diesen Vertrag gel-
tenden Versicherungsbedingungen und Tarife verlangen. Für 
das Zustandekommen des Änderungsvertrages gelten die für den 
Abschluß des Vertrages maßgebenden Bestimmungen. 

(2) Der Versicherungsnehmer und die Versicherungseinrichtung  

können den Vertrag zum Ende des Beitragszeitraums schrift-

lich kündigen soweit vertraulich oder esetzlich keine an-
derweitigen Regelungen getroffen worden sind. Die Kündigungs-
frist beträgt für beide Partner drei Monate.  
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(3) Nach dem Eihtritt des Versicherungsfalls ist jeder Part-

ner berechti t den Versicherunsvertra zu kündigen soweit 

vertraglich keine anderweitigen Regelungen getroffen worden  

sind.  

(4) Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit  

dem Abschluß der Verhandlungen über die Versicherungsleistung  

zulässig. Die Versicherungseinrichtung hat eine Kündigungs-

frist von einem Monat einzuhalten. Der Versicherungsnehmer kann  

nicht für einen späteren Zeitpunkt als dem Ende des laufen

-

den Beiträgszeitraumes kündigen."  

4. 259 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Ist eine Änderung des Vertrages deshalb erforderlich, weil 

der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht schuldhaft vor

-

letzt hat und daher besondere Bedingungen oder ein höherer Bei-

tragssatz nicht festgelegt worden sind, kann die Versicherungs-

einrichtung dem Versicherungsnehmer einen schriftlichen Antrag  

auf Änderung des Vertrages unterbreiten. Kommt eine Eini un 

über die Änderung des Vertrages nicht zustande, ist die Ver

-

sicherungseinrichtung berechtigt, den Vertrag mit einer Frist  

von einem Monat schriftlich zu kündigen."  

5. O  263 Abs. 3 erhält folgende Fassung und wird um folgenden 

Abs. 4 ergänzt': 

"(3) Der Erwerber ist berechtigt, den Versicherungsvertrag mit  

sofortiger Wirkung oder zum Ende des Beitragszeitraumes zu  

kündigen. Das Kündigungsrecht des Erwerbers erlischt wenn er 

es nicht innerhalb eines Monats nach Kenntnis vom Versiche-

rungsvertrag ausübt.  

(4) Die Versicherungseinrichtung ist im Falle der Veräußerung  

der versicherten Sache berechtigt, den Versicherungsvertrag  

unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen.  
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Das Kündigungsrecht erlischt, wenn die Versicherungseinrich-
tung es nicht innerhalb eines Monats nach Kenntnis von dem  
Eigentumsübergang ausübt." 

6. 296 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Der Vertrag über die Begründung des neuen Nutzungsverhält-
nisses bedarf der Schriftform." 

7. § 448 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Forderungen können durch Pfandrecht in der Weise ge- 
sichert werden, daß der Schuldner im Besitz der verpfändeten 
Sache bleibt und bärechtigt ist, sie zu nutzen." 

8. § 453 Abs: 1 erhält folgende Fassung: 

"(1) Die Hypothek wird durch schriftlichen Vertrag zwischen 
Grundstückseigentümer und Gläubiger vereinbart. Der Vertrag 
bedarf der Beglaubigung, soweit es sich nicht um eine Hypo

-

thek zugunsten eines Kreditinstitutes handelt; in diesen Fäl-
len genügt die Beglaubigung oder Beurkundung der Erklärung 
des Grundstückseigentümers. Die Hypothek entsteht mit der Ein-
tragung im Grundbuch." 

9. § 454 erhält, folgende Fassung 

"§ 454 
Abhängigkeit der Hypothek von der Forderung 

(1) Die Hypothek ist mit der gesicherten Forderung untrennbar 
verbunden,. Sie besteht nur in der jeweiligen Höhe der Forde-
rung einschließlich Zinsen und Nebenforderungen. Als Inhalt 
der Hypothek ann euch vereinbart werden daß diese einen  
veränderten Zinssatz bis zu einem bestimmten Höchstsatz 
sichert; die Vereinbarun bedarf der Eintraung in das 
Grundbuch,  
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(2) Erlischt die Forderung, erlischt auch die Hypothek. Die 
Bestimmung des § 454 a bleibt unberührt.  

(3) Wird die Forderung durch Vertrag an einen neuen Gläubi-
ger abgetreten, geht auch die Hypothek auf ihn über. Die Ab-
tretung der Forderung und der Übergang der Hypothek werden 

mit Eintragung des neuen Gläubigers im Grundbuch wirksam." 

10. Als § 454 a wird eingefügt: 

"§ 454 a 

(1) Eine Hypothek kann in der Weise bestellt werden, daß nur 
der Höchstbetrag, bis zu dem das Grundstück haften soll, be-

stimmt, im übrigen die Feststellung der Forderung vorbehal-
ten wird. Der Höchstbetrag muß, in das Grundbuch eingetragen 
werden. 

(2) Ist die Forderung verzinslich, so werden die Zinsen in den 
Höchstbetrag eingerechnet. 

(3) Die Forderung kann nach den für die Übertragung von For-

derungen geltenden allgemeinen Vorschriften übertragen Werden. 
Wird sie nach diesen Vorschriften übertragen, so ist der Über-

gang der Hypothek ausgeschlossen." 

11. § 480 erhält folgende Fassung: 

"§ 480 

(1) Die Frist, in der die Vollstreckung wegen eines vollstreck-
baren Anspruchs beantragt werden kann, beträgt 10 Jahre (Voll-
streckungsverjährung). Bei Ansprüchen auf regelmäßig wieder-
kehrende Leistungen beträgt die Frist 4 Jahre. 
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(2) Die Frist beginnt mit dem Tag, an dem die Vollstreckbar-

keit des Vollstreckungstitels eintritt, jedoch nicht vor der 

Fälligkeit des Anspruchs. Bei Ansprüchen auf regelmäßig 

wiederkehrende Leistungen beginnt die Frist für jede Teillei-

stung gesondert am 1. Tag des Monats, der auf die Fälligkeit 

der Teilleistung folgt. 

(3) Die Frist wird durch den Antrag auf Vollstreckung unten-

brochen. Sie beginnt erneut mit dem 1. Tag des Monats, der 

auf die endgültige Einstellung der Vollstreckung folgt. 

(4) Die Vollstreckungsverjährung ist für die Zeit gehemmt, 

während der der Anspruch gestundet ist. 

(5) Nach Ablauf von 30 Jahren nach Beginn der Frist gemäß 

Abs. 2 ist ein Antrag auf Vollstreckung nicht mehr zulässig." 

12. Es werden aufgehoben: die Präambel, §§ 6 Abs. 1, 17, 20, 22 

Abs. 1, 46, 68 Abs. 2 Satz 2, 69 Abs. 2, 258, 452 Abs. 3, 

456 Abs. 3, 458 und 474 Abs. l Ziffer 5 letzter Halbsatz. 


